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Rede-Entwurf - 05.03.2006 / Jahreshauptversammlung SPD-Attendorn
Liebe Genossinnen und Genossen,

zunächst möchte ich mich herzlich für die Einladung zur heutigen Jahreshauptversammlung der SPD hier in Attendorn bedanken. Ich bin gerne in die alte Hansestadt gekommen. Viele von Euch wissen, dass ich seit vielen Jahren mit einer gebürtigen Attendornerin verheiratet bin, die noch heute hier im Krankenhaus ihren Arbeitsplatz hat. In Anlehnung an John F. Kennedy könnte ich also fast sagen: ‚Ich bin ein Attendorner.’

Attendorn ist –  gefolgt von meiner Heimatgemeinde Wenden – so etwas wie das ‚industrielle Herz’ unseres Kreises Olpe. Davon konnte ich mich im Sommer des vorigen Jahres anlässlich eines offiziellen Antrittsbesuchs bei Bürgermeister Alfons Stumpf, den ich auch heute besonders herzlich begrüße, überzeugen. Der Industriebesatz hier in Attendorn ist wirklich beeindruckend. Das gilt vor allen Dingen für die zahlreichen - zumeist alteingesessenen - mittelständischen Unternehmen. Und die meisten von ihnen sind, so scheint es zumindest, optimal aufgestellt. Auf die Kreisumlage bezogen könnte man fast sagen: In Attendorn wird ein großer Teil des Geldes verdient, das in Olpe ausgegeben wird.

Ja, seit meinem Antrittsbesuch bei Alfons Stumpf im letzten Jahr sind einige Monate vergangen. Inzwischen bin ich als neu gewählter MdL in Düsseldorf zwar angekommen, aber sicherlich immer noch nicht ganz zu Hause. Ich konnte in diesen ersten Monaten meiner parlamentarischen Tätigkeit bereits viele Kontakte knüpfen, die für die tägliche Arbeit völlig unverzichtbar sind. Ich kenne inzwischen die meisten meiner Abgeordnetenkollegen, vor allem natürlich die der eigenen Fraktion, aber auch zahlreiche wichtige Mitarbeiter der Landtagsverwaltung und der Fraktion. Bei der Bandbreite der Aufgaben und Probleme, mit denen man als MdL täglich konfrontiert ist, ist es häufig wichtig zu wissen, wen man um Rat fragen kann. Wohl dem, der gute Kontakte hat. Insbesondere die Flut der schriftlichen Informationen, die permanent auf einen Abgeordneten einströmt, verursacht nicht selten Orientierungsprobleme. Es ist gar nicht so einfach, hier den Spreu vom Weizen zu trennen, wie Ihr Euch vielleicht vorstellen könnt.

Wer - so wie ich - aus der Kommunalpolitik kommt, sieht sich in Düsseldorf mit völlig neuen Dimensionen konfrontiert. Im Bau- und Planungsausschuss der Gemeinde Wenden wird etwa über eine neue Asphaltdecke für die Straße zwischen Elben und Scheiderwald beraten und entschieden - Kostenpunkt etwa 40.000 Euro. Im Verkehrsausschuss des Landtags geht es mitunter um ganze Autobahnabschnitte oder ähnliches. Projektkosten von 40 Millionen Euro oder gar mehr sind dann keine Seltenheit. Um sich diese Dimensionen bewusst zu machen, schreibt man die Zahlen am besten einmal auf - mit allen Nullen (7). Ein irres Gefühl, kann ich Euch sagen ! Ich habe das mal probiert …

Mein zweiter Ausschuss ist der Petitionsausschuss. Auch die Dimensionen dieser Arbeit übertreffen das, was ich erwartet hatte, bei weitem. Die Bandbreite der Eingaben ist enorm. Klassische Beispiele sind der von einer Abschiebung betroffene Ausländer, ein Häuslebauer, der Probleme mit der Baugenehmigung hat, Nachbarschaftsstreitigkeiten, Probleme mit Sozialversicherungsträgern oder dem Versorgungsamt und vieles mehr. Auch hier gilt es immer wieder, den Spreu vom Weizen zu trennen. Natürlich gibt es notorische Querulanten, die das Instrument der Petition missbrauchen. Es gibt aber auch viele Menschen, deren Anliegen berechtigt sind, denen also geholfen werden muss. Und genau um diesen Personenkreis geht es mir bei meiner Arbeit im Petitionsausschuss. - Und noch eines: Wer dem Petitionsausschuss angehört, kommt gut im Land herum. Denn es gibt immer wieder Orttermine, die wahrzunehmen sind - irgendwo im großen Nordrhein-Westfalen, zwischen Siegen und Münster, zwischen Aachen und Bielefeld …

Soviel zu meinem noch nicht ganz abgeschlossenen Eingewöhnungsprozess in Düsseldorf. Ich denke, Ihr wollt jetzt noch einiges über das aktuelle landespolitische Geschehen erfahren.

Im Mittelpunkt steht derzeit der Landeshaushalt 2006, den die Regierung Rüttgers, wie Ihr sicherlich gehört habt, erst vor wenigen Tagen in den Landtag eingebracht hat. Ich sage: endlich ! Das war wirklich reichlich spät - und für viele Einrichtungen und Institutionen, die von den haushaltspolitischen Entscheidungen des Landes existenziell abhängen, eine echte Zumutung ! Ein gutes Beispiel für diese Betroffenheit ist das Frauenhaus in Olpe, das ich vor wenigen Wochen besucht habe. Erst kurz vor Weihnachten kam von der Landesregierung das Signal, dass die Mittel für eine der vier Stellen, über die die Frauenhäuser bisher verfügen, mit Wirkung bereits vom 01. Januar 2006 (!) gestrichen werden sollen. Dies ist ein unmögliches Verfahren, das in keiner Weise berücksichtigt, dass hier in bestehende - unbefristet abgeschlossene - Arbeitsverträge eingegriffen werden muss. Die Trägervereine der Frauenhäuser kommen so in Teufel's Küche, teilweise droht ihnen sogar Insolvenz !

Grundsätzlich ist zur finanziellen Situation des Landes zu sagen, dass diese natürlich alles andere als einfach ist. Die Notwendigkeit einer sparsamen Haushaltsführung steht daher außer Frage. Wie schon in den vergangenen Jahren, als wir Sozialdemokraten noch Regierungsverantwortung in Nordrhein-Westfalen trugen. Nur eines sei an dieser Stelle gesagt: Die frühere CDU-Opposition mit dem heutigen Ministerpräsidenten Jürgen Rüttgers an der Spitze hat seinerzeit jedes Sparvorhaben der alten SPD-geführten Landesregierung wie die Pest gegeißelt. Rüttgers und seine Parteifreunde haben damals kaum einen Demonstranten ausgelassen, der sich vor dem Landtag eingefunden hatte. Allen wurde freundlich und zustimmend auf die Schulter geklopft. Hier sind auf unverantwortliche Weise Hoffnungen geweckt worden, die die Union - inzwischen ist sie an der Regierung - heute nicht erfüllen kann oder will. Die Enttäuschung der betroffenen Menschen und Verbände, die sich langsam zu artikulieren beginnt, ist daher mehr als verständlich !

Aber wir oppositionellen Sozialdemokraten im nordrhein-westfälischen Landtag sind - anders als die frühere CDU-Opposition - seriös. Wir bestreiten daher - wie bereits gesagt - nicht, dass gespart werden muss ! Wir räumen auch ein, dass die notwendige Konsolidierung des Landeshaushaltes kein einfaches Unterfangen ist. Jeder muss wissen, dass 88 Prozent der Ausgaben, die der Landeshaushalt vorsieht, gesetzlich präjudiziert sind. Disponibel sind also nur etwa 12 Prozent des Budgets. Um so mehr gilt:  Wer in diesem schmalen Korridor sparen will oder muss, benötigt dafür den richtigen Kompass. Und der fehlt Rüttgers und seiner Chaostruppe gänzlich, wie ich gleich noch an einigen ausgewählten Einzelpositionen des vorgelegten Haushaltes beispielhaft deutlich machen werde.

Anspruch und Wirklichkeit klaffen bei Ministerpräsident Rüttgers weit auseinander. Ein Paradebeispiel ist der wichtige Bereich Kinder und Familien: Die CDU-geführte Landesregierung war angetreten, NRW zum kinderfreundlichsten Land in der Bundesrepublik zu machen. Dieses tollkühne Versprechen hindert die Regierung nicht daran, die Mittel für Kindertagesstätten um mehr als 114 Millionen Euro zu kürzen. Hinzu kommen fast 21 Millionen Euro Kürzungen im Landesjugendplan, 27,4 Millionen bei den Schülerfahrtkosten und 400.000 Euro bei der sogenannten 'Schulmilchgewährung'. Das Siegener Jugendamt hat bereits, wie vor wenigen Tagen in der Presse zu lesen war, errechnet, dass die Elternbeiträge für die Kindergärten im dortigen Stadtgebiet um 25 Prozent erhöht werden müssten, um die geplante Kürzung der Kita-Zuschüsse aufzufangen. Und es ist wohl davon auszugehen, dass diese missliche Entwicklung tatsächlich eintreten wird. Auch hier bei uns im Kreis Olpe. Denn bei der schwierigen finanziellen Lage unserer Kommunen dürfte es diesen kaum möglich sein, ihrerseits verstärkt in die Bresche zu springen.

Mit Verlaub gesagt: Diese Kürzungspläne der Landesregierung passen nicht in die Zeit. In der Bundesrepublik ist mit der Einigung über das Elterngeld gerade eine lange und engagiert geführte Debatte zur Familienförderung zu Ende gegangen. Alle Verantwortlichen waren und sind sich darüber einig, dass die Familien bei ihren vielfältigen Aufgaben - insbesondere bei der Bildung, Erziehung und Betreuung ihrer Kinder - mehr ideelle, aber auch materielle Unterstützung benötigen. Was sich jetzt hier in Nordrhein-Westfalen abzeichnet, geht genau in die entgegengesetzte Richtung, ist also kontraproduktiv !

Besonders delikat ist die bereits erwähnte Kürzung der Landesmittel bei den Schülerfahrtkosten. Diese steht nämlich in einem eklatanten Widerspruch zu einem anderen legendären Vorhaben der Rüttgers-Regierung. Und zwar meine ich die Aufhebung der Grundschulbezirke. Eine Anhörung im Landtag hat bereits zu Tage gefördert, was Experten davon halten: Nichts ! Die Gefahr, dass sich - zumal in den großen Ballungszentren - Ghetto-Schulen entwickeln, würde dadurch vergrößert. In unseren ländlichen Bereichen könnte es zur Schließung sogenannter Zwergschulen kommen. Nur eines sollte - jenseits von diesen Argumenten - klar sein: Wer schon meint, dass es sinnvoll ist, die Grundschulbezirke aufzulösen, darf nicht gleichzeitig die Zuschüsse zu den Schülerfahrtkosten kürzen und damit die Mehrkosten, die durch eine weitere Fahrt zur Grundschule entstehen, alleine den Eltern aufbürden. Um es auf den Punkt zu bringen: Hier soll ein Wahlrecht geschaffen werden, von dem letztlich nur diejenigen Gebrauch machen können, deren Geldbeutel dick genug ist. Auch und gerade das, liebe Genossinnen und Genossen, ist für uns Sozialdemokraten nicht akzeptabel.

Einige weitere Einzelpositionen machen deutlich, dass der Regierung Rüttgers, wenn es ums Sparen geht, vornehmlich Einschnitte ins soziale Netz einfallen. So sollen bei der Familienbildung 7,8 Millionen, bei der Integration von Behinderten fast 13 Millionen und bei den Frauenhäusern - darüber sprach ich bereits - 3,5 Millionen Euro eingespart werden. Vor wenigen Tagen hörte ich, dass mehrere Landtagsabgeordnete der CDU im Siegerland kirchliche Einrichtungen für Pflegebedürftige und Behinderte besucht haben. "Die Sorge für Behinderte hat für die CDU einen hohen Stellenwert und wird die künftige Sozialpolitik in Nordrhein-Westfalen prägen", wurden die Damen und Herren der CDU-Landtagsfraktion tags darauf in den Siegerländer Zeitungen zitiert. Eine echte Ohrfeige für die Betroffenen - angesichts der erwähnten Kürzungen in Höhe von 12,9 Millionen Euro alleine in diesem sensiblen Bereich!  Noch nicht genug: Auch die Mittel für die Stiftung Wohlfahrtspflege, die traditionell Investitionen zur Verbesserung der Infrastruktur für Behinderte fördert, sollen 2006 um 11 Millionen Euro gekürzt werden. Die Mittelkürzungen in diesem Bereich addieren sich damit auf fast 24 Millionen Euro !

Liebe Genossinnen und Genossen, die soziale Schieflage des von Rüttgers & Co. vorgelegten Haushaltsentwurfs wird besonders deutlich, wenn man sich einmal die Bereiche ansieht, für die - trotz der schwierigen finanziellen Lage des Landes - nennenswerte zusätzliche Ausgaben vorgesehen sind. Ja, liebe Genossen, Ihr habt richtig verstanden, auch so etwas gibt es noch ! Ein hervorragendes Beispiel sind die von Rüttgers und seinem Agrarminister Uhlenberg scheinbar heiß und innig geliebten Landwirtschaftskammern. Diese besondere Zuneigung der Landesregierung beschert den Landwirtschaftskammern 2006 einen satten Zuwachs von 16,3 Millionen Euro. Eine wahrlich großzügige Geste - und das, obwohl der vorliegende Haushalt bei der Neuverschuldung die Verfassungsgrenze ganz erheblich überschreitet !  Man muss sich einmal die Relationen deutlich machen: Der gesamte Frauenetat nimmt im Landeshaushalt ungefähr das gleiche Volumen ein wie die angekündigten Mittelerhöhungen für die Landwirtschaftskammern. Alleine an diesem Missverhältnis wird noch einmal deutlich, dass der Haushaltsentwurf von CDU und FDP Augenmaß und soziale Balance vermissen lässt !

Ein weiteres Schmankerl möchte ich Euch nicht vorenthalten. Ihr werdet gehört haben, dass eine grundlegende Reform des Polizeiwesens erst mal vertagt worden ist, weil sich die Koalitionsparteien scheinbar nicht auf gemeinsame Strukturen einigen können. Nur eines hat man beschlossen: Die von Rot-Grün sinnvoller Weise aufgelöste Reiterstaffel der Polizei wird reaktiviert. Im Jahr 2006 schlägt dieser famose Reformschritt - oder sagen wir besser Rückschritt - mit immerhin 200.000 Euro zu Buche - auch Geld, das anderswo fehlt ! Übrigens: Gleichzeitig sind im Polizeihaushalt 346 Planstellen für Polizeibeamte gestrichen worden. Versprochen hatte Schwarz-Gelb eine Stärkung der inneren Sicherheit …

Ich deutete es eben bereits an: Trotz einer ganzen Reihe von Grausamkeiten - vornehmlich im sozialpolitischen Bereich - ist der vorgelegte Haushalt alles andere als ausgeglichen. Die von Schwarz-Gelb für 2006 geplante Neuverschuldung beläuft sich auf fast 5,9 Milliarden Euro ! Fazit: In NRW wurden noch nie auch nur annähernd so hohe Schulden bei der erstmaligen Aufstellung eines Haushaltes veranschlagt ! Dass sich die Neuverschuldung trotz der von uns kritisierten sozialpolitischen Grausamkeiten nicht auch nur ansatzweise entspannt hat, liegt u.a. daran, dass es diese neue Landesregierung für richtig hält, Teile ihrer Klientel - der schwierigen Haushaltslage zum Trotz - mit neuen Geldgeschenken zu beglücken. Ein weiteres Beispiel neben den Landwirtschaftskammern ist etwa die Kulturförderung, die ebenfalls um immerhin 13 Millionen Euro erhöht werden soll. Keine Frage: Kulturförderung ist sicherlich auch eine wichtige und nützliche Sache. Ob es aber zweckmäßig ist, ausgerechnet hier in diesen schwierigen Zeiten Prioritäten zu setzen und damit neue Privilegien zu schaffen, erscheint mir äußerst zweifelhaft. Um es auf den Punkt zu bringen: Die Förderung von Krankenhausinvestitionen - hier gibt es zurzeit einen völligen Investitionsstopp - ist doch wohl wichtiger als die Unterstützung irgendwelcher kultureller Projekte, die nicht selten elitär ausgerichtet sind. Oder seht Ihr das etwa anders ?

Ja, liebe Genossinnen und Genossen, es drängt sich der Verdacht auf, dass es der Regierung Rüttgers bei ihren Sparvorhaben weniger um eine nachhaltige Konsolidierung des Landeshaushaltes geht, sondern vielmehr darum, sich - Schritt für Schritt - aus Förderbereichen, die man selbst gering schätzt, zurückzuziehen. Dies gilt insbesondere für viele Segmente der Sozialpolitik, wie ich dargelegt habe.

Man könnte noch vieles - etwa auch zur wichtigen Schul- und Hochschulpolitik - sagen. Ich möchte Eure Geduld aber nicht über Gebühr strapazieren. Gestattet mir abschließend noch einige wenige Sätze zum Thema Studiengebühren. Ihr werdet gelesen haben, dass die Landesregierung inzwischen ein Gesetz eingebracht hat, das den einzelnen Hochschulen die Einführung allgemeiner Studiengebühren ermöglicht. Wir Sozialdemokraten lehnen dies entschieden ab. Wir kämpfen weiterhin für ein grundsätzlich gebührenfreies Erststudium. Studiengebühren von bis zu 500 Euro pro Semester sind kein Pappenstiel, sondern stellen für die betroffenen Studenten und ihre Eltern eine deutliche Mehrbelastung dar. Die Hemmschwelle, ein Studium aufzunehmen, wird durch diese erzkonservative Bildungspolitik massiv erhöht. Junge Menschen - insbesondere solche aus ohnehin bildungsferneren Schichten - sollen so vom Studieren abgehalten werden, behaupte ich. Und das, obwohl völlig außer Frage steht, dass wir in Deutschland nicht weniger, sondern immer mehr hoch qualifizierte Arbeitnehmer - auch Akademiker - benötigen.
Ähnlich hoffnungslos wie an der Hochschulfront sieht es in der Schulpolitik aus. Auch der vorliegende Entwurf eines neuen Schulgesetzes weist den Weg zurück in die Vergangenheit. Beispielhaft sei auf die Quasi-Wiedereinführung von Aufnahmeprüfungen an der Schwelle zwischen Grund- und weiterführender Schule verwiesen. Im Zweifelsfalle soll nicht mehr der Elternwille, sondern ein dreitägiger Probeunterricht über die Schullaufbahn eines Kindes entscheiden. Diese Art von Gesetzgebung zielt auf Zementierung des dreigliedrigen Schulsystems, d.h. hier wird einseitig den gymnasialen Interessen Rechnung getragen. Die Landesregierung setzt sich so - mit ihren ideologischen Scheuklappen - brüsk über alle Erkenntnisse aus den PISA-Studien hinweg. Soviel zur Bildungspolitik.
Liebe Genossinnen und Genossen, dies war eine aktuelle Zustandsbeschreibung, die alles andere als hoffnungsvoll und optimistisch stimmt. Fakt ist, dass wir Sozialdemokraten in Düsseldorf Opposition sind. Unsere Einflussmöglichkeiten in den kommenden Jahren sind damit äußerst begrenzt. Wir können immer nur den Finger in die Wunden legen und der Politik der Landesregierung unsere eigenen Konzepte gegenüber stellen. Bleibt zu hoffen, dass es uns ab 2010 wieder möglich ist, gute Politik für die Menschen in Nordrhein-Westfalen zu machen ! Auf dieses Ziel müssen all unsere gemeinsamen Anstrengungen gerichtet sein !
In diesem Sinne
ein herzliches Glück-Auf !
